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sand daher Anerkennung, indem gerabe Jonas Furrer erster
Prasident des schweizerischen Rationalrathes und erster
Zundebpräsident wurde. 1867 ging von Zulich aus der

dampf der Demokratle gegen den Liberalissmus der 30er

Jahre, ein Kampi, der nicht bloß in einzelnen Kantonen
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oerpflanzt, uns die Bundesverfaffung von 1874 brachte.

Es ist das besondere Verdienst der sogenannten Winter
hurer Schule“ neben den demokralischen Prinzipien ben
Gedanken einer schweizerischen Nationalität vor

allem aus betont zu haben.

So zeigt sich in der Stellung Zurichs in der Eidge
nossenschaft ein wechselvollez Bild: Auf der einen Seite
brachte der neue Vundebgenosse dem Bunde große Ge

fahren, auf der andern aber hat Zurich zur Fottentwick.

lung der Eidgenossenschast ein Wesentliches beigelragen
ist in maßgebender Weise vorangegangen.

Diesen historischen Aueführungen folgte als Ilustration,
jast wie ein Veweis der Behauptung, die Darlegung

einiger Aufgaben der schweizerischen Demo—
ratie durch alt Nationalrath Bleuler. Einleitenb
bemerlle der Redner, daß unser ganzes öffentliches Leben

e länger je mehr nach der eidgenössischen Seite hin gravi
ltirt, daß bald jeder Kanton, der eine für dies, der andere

jür das, Hülse von der Mutter Helvetia verlange. Im

Vordergrund stehen die wirthschaftlichen Fragen,
der Staatssozialiszmus im Gegensat zum alten

Rechte. und Polizeistaat.
Für die politische Organisation verlangt Bleuler

Weiterentwicklung der Volk srechte, namentlich obli
gatorisches Referendum und Initiativrecht
kin Wahlsystem fur proportionale Vertretung taugt nicht,
'o lance ein Standerath in jehiger Form besteht.

In materieller Hinsicht verlangt Bleuler Verstaat
ichung aller Verkehrsmittel, Post, Eisenbahn,

Telegraph und Telephon, aber so, daß sie dem Volk auf
Ailligste Weise die nen. Der Kernpunkt feiner Betrach·
ungen bildete die Stellung gegenüber der sozialen Frage

Wir können richt leugnen, daß die Verarmung der

Massen mit den Errungenschaften der Technik gewachsen ist.
Das Elend ist da, namentlich in den Klassen der Lohn.
irbeiter, und die Anstrengungen, die man macht, hurch

arivate Wohlihatigkeit zu heijen, beweisen, daß man den

ozialen Nothstand theilweise wenigstens einsieht. Man muß
nun den Muth haben, Hand an's Werk zu legen. Die

Nothlage und die Aussicht in eine noch dunklere Zukunft
treiben Vlele dem Anarchiamus entgegen. Das müsssen wir

Jerhüten. Die Polilik der Demokraten muß nach Linke
schauen, wir mussen denjenigen Sozialisten, die keint
Anarchisten sein wollen, die Hand relchen zu gemeinsamer
Arbeit. Was der Staat, vor allem aus der eidgenössische,

anstreben soll und erreichen kann, ist eine obügatorische
Indaliditätsund Alterssversficherung für den
dohnarbeiter.

Mit riesem Ernst und überzeugungsvoller Wärme ge
prochen, werden Bleuler's Worte guten Samen ins Land

hinaus streuen. Der Boden wird sich einerselts allmälig
ebnen sür ernste Pflege der sozialen Gedanken, und andrer
eits kräftigt sich der Sinn fur schweizerische Nationalität,
dringt das Bewußtsein immer mehr durch, daß wir vor Allem

aus Eidgenossen sind. In diesem Sinn scheint uns der

Festtag in Winterthur ein bedeutungsvoller Tag zu sein.
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Auseraten
die einlpaluge Petitzelle odtr deren Raum 10 cu

fr Wirberholungien.. 8
Juserate von 3 Itilen und wenigtt. 80

den 21. Dezember 1884.

Keel vertheidigte den Antrag der Kommissionsmehrheit,
eine Enquate zu veranstalten. Die Rechnungen des Herrn
Aurz selen nicht richtlg. Wenn die Gewählten 1800, 1400
und 1300 Stimmen über dem absoluten Mehr zählen, so

muß in Rechnung gesogen werden, daß Diejenigen, welche
eventuell unter Drudk slimmten, bei Freiheit der Slimm

gebung zu den Gegnern gehalten hätten, so daß 5800 bis
700 Stimmen schon das Wahlresullat ändern könnten.

Redner glaubt, daß wirklich ein offizieller Druck ausgelbt
worden. Dieß gehe aus den Beschwerden und der konser

tiven Presse (j) hervor. Ferner komme die politische Situallon
im Kanton Vern, wo 28,000 Wahler keine Vertretung
haben, in Vetracht. Redner erlaubt sich als Katholik daran

zu erinnern, wie stit Jahren der katholische Jura gemaß
regelt werde. Im Jura wird nur dann Ruhe und Ord

nung einkehren, wenn er in den Rathen gleichmäßiger

vertreten sein wird, d. h. wenn eine bessere Wahlkreis

eintheilung geschaffen wird. Redner legt sehr viel Werth
darauf, ob eine Untersuchung vorgenommen werde oder

nicht, unter keinen Umständen wäre aber eine parlamen

tarische Enquoöte zu vrranstalten.
Butzberger machte darauf aufmerksam, daß schon

im Schoohe der Kommission Meinungsvetschiedenheit auf
getreten sei darüber, ob die Untersuchung durch den Na-

tionalrath oder durch den Bundesralih vorzunehmen wäre.

Mur darin ist man einverstanden, daß die Untersuchung

nicht durch die Kantonsreglerungen zu führen sei. Der
Vorredner will von einer parlamentarlschen Enquote durch
aus nichts wissen. Es bliebe somit nur das Bundes

kommissarlat. Nun kann der Sprechende Herrn Sejgesser,
der in seinem Volum anläßlich der Tessiner Debalte Aus

lassungen an die Adresse der Berner richrete, versichern,
daß Bern sich nie renitent zeigen wird, wenn in eid.

genössischen Sachen der Bund einen Kommissär ins Land

ichickt, sei er Herr Pebrazzini oder ein Anderer. So lange

die Eidgenossenschaft den Bundeszwecken treu bleibt, steht
Bern unentwegt bei ihr. Es darf auf die erfolgten An

spielungen hin doch darauf aufmerksam gemacht werden,
daß Bern diese Haltung immer eingenommen und schon
einmal dem Bunde die ganze Wehrkraft, seine Staatzkassen
und seinen Kredit zur Versügung gestellt hat.

Von diesem Standpunkt aus hätte der Sprechende gar

nichts einzuwenben gegen die vorgeschlagene Enquöte. Wohl
aber liegen andere gewichtige Grunde vor, welche dagegen
sprechen. Die Minderheit der Kommission will nicht eiwa
die Wahlen valldiren, um Unregelmäßigkeilen zu sank—

tioniren, sondern nur um bem Sagße nachzuleben, daß
sich der Natlonalrath nicht mit jedem Vorkommniß, das

diese Wahlen bringen, zu befassen habe. Die Kommission
hat ja selbst auf die Unregelmäßigkeiten in Luzern und
Tessin keine Rudsicht nehmen wollen. Der Tessiner Kon
flitt wurde deshalb in die Debatte hineingezogen, um mit
der Angelegenhelt einmal ferlig zu werden.

Bis jeht hat Aberhaupt immer das Prinzip gegolten,
daß die Wahlbeschwerden mur insoweit in Verückuchligung
gezogen werden, als sie das Resultat der Wahlen an—

fechten. Redner geht auf die einzelnen Punkte ein, indem
er nachwelst, daß die Behauptungen betreffend die Verlfi
kation vom 28. Oktober, die verspätete Aubthellung von

Stimmkarten, die 200 unbelannten Wähler von Pruntrut

gar keine Vedeutung haben. Ueber den vorgeblichen offi
ziellen und industrielen Druck gibt Redner sehr hubsche
Ausführungen. Nicht jeder Druck ist strafbar, sondern nur
der gesezwidrige Druc.

Ein Geistlicher, der z. V. auf der Kanzel zum Sturz
des radikalen NRegiments, das nach seiner Ansicht den

Unlergang der Welt bedeutet, auffordert, kann bestraft
werden. Ein solcher Fall ist unlängst in Deutschland vor

getommen. Als Vurger dagegen kann der Geistliche die
nämliche Auffassung vertreten, ohne strasbar zu werden.
Dies gilt in glelcher Weise von andern Personlichkeiten,
resp. Beamten. Daß im Jura ein Druck auf die Arbeiter

ausgeubt worden, sei nicht wahrscheinlich. Die Uhrmacher
jenes Kantonstheils sind vlel unabhängiger, als ein
Spinner oder Vauernknecht, und gehören in der Mehr

Den demokratischen Parteitag in Winkerthur vom

etßten Sonntag haben wir elnen eidgenöfsischen Tag
denannt, weil seine Verhandlungen unser ganzes Vater
and in Betracht zogen; sie betrafen eidgenössische Geschichte

ind eidgenössische, schweizerischnationalePolitik.National
rzath Vögelin entrollte in seiner ihm eigenen in großen
Strichen malenden, neue Gesichtspunkte herauskehrenden,
zu neuen Gebanken und allgemeiner Aufsassung anregenden
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kintritt in den Bund (1381) fur diesen Bund gewesen.

Den Waldstätten gebührt die Ehre, den Bund ge
undet zu haben; aber sie waren frei von weiter gehender

Polilik, sie wollten einzig die errungene Freiheit bewahren,
ihne sie über ihre Grenzen hinaus zu tragen. Es ist
Tradition der Vater und kein Abfall, wenn sie heute kon

ervativ sind. Zurich brachte diesem Bunde eln politlsches
lement und damit aber auch große Gefahren. Der Vei

ritt durch Vermittlung Brun's geschah aus Noth. Zulrich
uchte die Waldstätte, weil eine Verbündung mit Desterreich
zescheitert war. Das Wort „ewiglich“ dachte sich Brun,
ils schlauer Diplomat, eiwa „ein paar Monate“, oder

so lang es mir gefälli“. Schon zwei Jahre spater war
zr bereit, zur Auflösung des Vundes zu helfen, indem er

ich von Desterreich eine Rente von 200 Gulden auf dat

Thal Glarus anweisen ließ, damit er zunächst die Los

dsung der neuen Glieder Glarus und Zug bewirke. Auch

nach Brun war in Zurich eine österreichische Partei vor

janden, und unter Bürgermeister Schön wurde 1893 ein

»igentlich hochverrätherisches Bündniß mit Desterreich ge
Alant, jedoch ohne Mitwissen der Vürgerschaft. Der Plan
wurde dadurch zerstört, daß eine eldgendssische Gesandt
cchaft dazwischen trat und mit der Burgerschaft Zürichs

elbst verkehrte. Die eidgenössische und österreichische Pariel
operirlen in Zurich gegen einander bis zum alten Zürich

rieg, und die Bitterkeit, mit der dieser Krieg geführt
vurde, hat zum Theil in dieser Parteistellung ihren Grund.

Mit dem alten Zürichkrieg wat dann auch die österrelchische

Pattel begraben. Das zweite Jahr hundert der Angehöriq
relt Zürichs zum Bunde krägt nur die Signatur eibgenössi

cher Politik und sie ging von Zürich aus; allerdings war

Nese Politik verbunden mit dem Streben Zürichs, sich selbst
sroß und angesehen zu machen. Solche Polilik dertraten
Valdmann und dann Zwingli; der letztere brachte
den Gedanken elner schweijerischen Natlonalität zum ersten

Mal zum klaren Bewußtsein. Er wollte deshalb zunächst

olitische und soziale Resormen; das Reiblaufen der Kleinen
und das Pensionennehmen der Großen sollten aufhören.
Das brachte ihm den Widerstand der Innerlantone. Wle

zie soziale Resorm wollle er dann auch die kirchliche über

die ganze Eidgenossenschaft ausdehnen. Die Anwendung
jon Gewalt, um diese Zwecke zu erreichen, hielt er sfür

herechtigt. Schließlich blidte er auch über die Grensen

seines Vaterlandes hinaus, dachte an eine inter natlo

nale, evangelische Eidgenossenschaft, in welcher
gie unsrige hätte untergehen müssen. In diesem Sinn
muß der Ausgang der Schlacht bei Kappel als ein Glucd

etrachtet werden. Nach Zwinglis Tod wurde Zuricht
Zedeutung für die Gesammteldgenossenschaft Null, man

zatte eigentlich nun blo zum 17. Jahrhundert zwei Eid
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Jolitik ruhle auf konfessionellem Boden, und Zürich hatte
zur beim einen Theil eitwas zu sagen. In den ersten

drel Dezennien unseres Jahrhunderts gebuhrt Zürich dab
Berdienst, einen Wall gegen die Reaktion gebildet zu haben.

Die Volksdersammlung von Uster endllich war ausschlag

jebend fur die staalliche Reform in Zurich, und dlieser folgtt
le Negeneration in den andern Kantonen.

Am Zwiespalt zwischen dem Gebiet der kantonalen

Berfassungen und der realilonaren eidgendssischen Verfassung
von 1618 ging die alte Eidgenossenschaft 1847 ju Grunde.

An der Neubildung des Bundes war Zurich durch Jonas

Furrer von Winterthur in hohem Maße belhelligt und

Eidgenossenschaft.
Aut der Bundetdersaumlung. Der RNatlonalrath er—

hohte in seiner Sihung vom Freitag mit 80 gegen 286

Stimmen gemaß dem betreffenden Ständerathebeschlusse

die Bund ezsubventlon sur die Wildbachverbauung
sür Beckenried auf 600/0 (er hatte srüher 409/0 be—
schlossen) und setzle darauf die Tiskussion über die Be—

schwerde betresfend die Nationalrathöwahlen im
Ber ner Jura fort. Es sprachen Isler, Keel, Buhberger,
Morel und Ruchonnet.


